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A. Grundzüge und Eigenarten 
der Sozialversicherungsgesetzgebung in Osterreich 

I. Der Begriff "Sozialversicherung" in Österreich 

Im Hauptteil dieser Arbeit wird zu zeigen sein, wie Österreich teils 
in Anlehnung an das deutsche Vorbild, teils in schöpferischem Allein-
gang ein System der sozialen Sicherheit entwickelt hat, das diesem seit 
1918 vergleichsweise kleinen Land einen vorderen Rang unter den 
"sozialen Leistungsstaaten" der Gegenwart zuweist1• 

Bevor auf den derzeitigen Stand der Sozialversicherung näher ein-
gegangen wird, sei noch auf die in Österreich insbes. in Hinblick auf 
die Judikatur des Verfassungsgerichtshofs gebräuchliche Begriffsab-
grenzung2 hingewiesen: 

Nach der vom Österreichischen Verfassungsgerichtshof in ständiger 
Rechtsprechung augewandten "objektiv-historischen" Interpretation ist 
dem Kompetenztatbestand "Sozialversicherungswesen" der "Typus der 
1925 installierten Sozialversicherung" zugrundezulegen. Im Lichte dieser 
Auslegung ist "Sozialversicherung" eine bestimmte Sicherungsform zur 
Ausschaltung oder Milderung von Gefahren, die die wirtschaftliche 
Existenz des Menschen an sich (und nicht nur jene bestimmter Schich-
ten der Bevölkerung) bedrohen, und weist überdies die folgenden Cha-
rakteristika auf: a) Anknüpfungspunkt für die Versicherungspflicht ist 
grundsätzLich eine Erwerbstätigkeit; b} es muß zwar kein versiche-
rungsmathematischer, wohl aber ein "funktioneller" Zusammenhang 
zwischen Beiträgen und Leistungen bestehen; c) in gewissem Umfang ist 
die Mitfinanzierung durch öffentliche Mittel für die Sozialversicherung 
typisch, eine öffentliche Finanzierung schlechthin wäre mit dem in 
Österreich üblichen Begriff der "Sozialversicherung" unvereinbar. 

Sozialpolitisch bedeutsame Maßnahmen wie etwa die Einbeziehung 
der Schüler, Studenten und Lebensretter sowie beispielsweise die Ge-
währung von Ausgleichszulagen gehören in Rücksicht auf die angeführ-
ten Begriffsmerkmale jedenfalls nicht zum Kernbereich der Sozialver-

1 Zum Begriff der "leistenden Verwaltung" jetzt eingehend Richard Novak, 
in: Allgemeines Verwaltungsrecht (Festgabe für W. Antoniolli), 1979, S. 64 f.; 
Raoul F. Kneucker, ebd., S. 515 f. 

2 Vgl. System des österr. Sozialversicherungsrechts, hrsg. v. Theodor To-
mandl, 1978/80, Abschnitt 0.2.1. (Tomandl) mit Angabe weiterführender Lit. 
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sicherung, werden in die Darstellung aber nichtsdestoweniger einbezo-
gen. Berücksichtigt wird auch die Arbeitslosenversicherung, die in der 
Organisation (keine Selbstverwaltung, sondern staatliche Verwaltung), 
im Verfahren und im Leistungsrecht zwar eigenständige Regelungen 
aufweist, aber in anderen Punkten (insbes. hinsichtlich der Versiche-
rungspflicht, Beitragseinhebung etc.) eng mit der Sozialversicherung 
verknüpft ist3. 

II. Der Grundsatz der Pftichtversicherung; 
der Kreis der Pflichtversicherten 

Schon seit den Anfängen bildet der Grundsatz der Pflichtversicherung 
das tragende Element der Österreichischen Sozialversicherung. Der Kreis 
der Pflichtversicherten wurde in Übereinstimmung mit dem deutschen 
Vorbild4 unter dem Gesichtspunkt der Schutzbedürftigkeit der einzelnen 
Gruppen von Erwerbstätigen festgelegt, wobei die industriellen Arbeiter 
die "Kerngruppe" darstellten, die nach und nach eine Erweiterung durch 
andere Gruppen von Beschäftigten (Eisenbahnbedienstete, land- und 
forstwirtschaftliche Arbeiter etc.) erfuhr. Schon jetzt sei darauf hinge-
wiesen, daß - im Gegensatz zur Entwicklung bzw. teilweise auch zur 
geltenden Regelung in Deutschland- der Einkommenshöhe als Abgren-
zungskriterium in Österreich geringe Bedeutung zukommt, nämlich 
allenfalls als Kriterium geringfügiger Beschäftigung i. S. des§ 5 Abs. 1, 
Z. 2 ASVG; eine Einkommensobergrenze i. S . der §§ 165 und 166 RVO 
(Versicherungspflicht für Angestellte und gewisse selbständig Erwerbs-
tätige in der Krankenversicherung) ist dem Österreichischen Recht un-
bekannt. Charakteristisch ist für das Österreichische Recht ferner seit 
langem die weitgehende Obereinstimmung der Versichertenkreise in den 
einzelnen Sparten, insbes. durch Anknüpfung der Versicherungspflicht 
in der Unfallversicherung an die in der Krankenversicherung normierte. 
Die Entwicklung der letzten Jahre hat freilich in beiden Ländern die 
nahezu lückenlose Einbeziehung aller Erwerbstätigen bzw. ihrer Ange-
hörigen in den Schutzbereich der Sozialversicherung und damit nicht 
nur eine weitgehende Annäherung der ohnehin historisch eng verbun-
denen Systeme des deutschen und Österreichischen Sozialversicherungs-
rechts, sondern darüber hinaus auch an solche Systeme gebracht, die vom 
Wohnsitzprinzip ausgehen. So waren beispielsweise im Jahresdurch-
schnitt 1978 bereits 99,1 Ofo der Gesamtbevölkerung (durchschnittlich 
7.508.000) in der Krankenversicherung leistungsberechtigt, und zwar 
teils als beitragszahlende Versicherte, teils als mitgeschützte Angehörige. 

3 Vgl. Tomandl, Grundriß des österr. Sozialrechts, 2. Aufl., 1980, Nr. 280. 
4 Vgl. Detlev Zöllner in diesem Sammelband, S. 45 ff.; jüngst auch Joachim 

Umlauf, Die deutsche Arbeiterschutzgesetzgebung, 1980, insbes. S. 79 ff. 
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Ein ähnlich umfassender Versicherungsschutz ist auch in der Unfall- und 
Pensionsversicherung gegeben5• 

Ähnlich wie das deutsche System weist allerdings auch das Österrei-
chische noch einzelne Lücken auf; so ist insbes. auf den unzureichenden 
sozialen Schutz der Berufsanfänger, nicht erwerbstätiger Hausfrauen 
und (von Geburt an) behinderter Personen hinzuweisen6, auch ist die 
Entwicklung einer weitgehenden Angleichung des Leistungsniveaus der 
Selbständigen- an die Unselbständigensozialversicherung zwar bereits 
weit fortgeschritten, aber wohl noch nicht abgeschlossen. Einer mit 
dem Geist der Familienrechtsreform7 konformen Lösung harrt derzeit 
auch noch die Frage der Witwerpension (s. gleich unten). 

111. Der derzeitige Stand der Sozialversicherungsgesetzgebung 

Wie im Hauptteil8 zu zeigen sein wird, war der damalige Österreichi-
sche Gesetzgeber in den Jahren vor dem Ausbruch des 1. Weltkriegs 
nahe daran, ein alle Zweige der Sozialversicherung (mit Ausnahme der 
Arbeitslosenversicherung) für alle Unselbständigen und Selbständigen 
regelndes Gesetz zur Verabschiedung zu bringen, womit der Regelungs-
umfang der deutschen RVO noch übertroffen worden wäre. Die Kriegs-
ereignisse und die schwierigen wirtschaftlichen Verhältnisse der 1. Re-
publik lenkten die Aufmerksamkeit der Gesetzgebung auf bescheidenere 
Ziele. Man beschränkte sich daher, unter weitgehender Vernachlässi-
gung der Selbständigen, auf die Erlassung einzelner Gesetze für die ver-
schiedenen "Berufsstände" (Arbeiter, Land- und Forstarbeiter, Ange-
stellte) der Unselbständigen; erst durch das GSVG 1935 wurde neuerlich 
eine umfassende Regelung angestrebt; in der Zeit der deutschen Beset-
zung waren die RVO und andere deutsche Sozialversicherungsgesetze in 
Geltung. 

Nach 1945 (nämlich durch das SV-ÜG 1947) wurden für die Unselb-
ständigen die deutschen Vorschriften zunächst in Geltung belassen; nur 
für zwei Berufsgruppen wurden i. S. der Vorkriegsgesetzgebung wieder 

5 Bericht über die soziale Lage 1978 (Sozialbericht), 1979, S. 84 ff.; nach dem 
"Handbuch der österr. Sozialversicherung" für 1979, S. 13 ff., betrug der Anteil 
der Krankenversicherten 99,3 ~/o, bereinigt (ohne Doppelversicherungen) ca. 
96 Ofo; unfallversichert waren ca. 5 Mill., pensionsversichert 2,78 Mill. (bei 
einem Beschäftigtenstand von 2,8 Mill.). Die gesetzlichen Ausnahmen der 
Vollversicherung (insbes. sog. Teilversicherung) sind übersichtlich zusammen-
gestellt bei Tomandl, Grundriß, Nrn. 72 - 75. 

8 Vgl. hiezu jüngst die rechtsvergleichende Darstellung Eike v. Hippels, 
Grundfragen der sozialen Sicherheit(= Recht und Staat 492/493), 1979, S. 56 ff. 

7 Vgl. die instruktive Darstellung bei Helmut Kozioll Rudolf Weiser, Grund-
riß des bürgerlichen Rechts II, 5. Aufl., 1979, insbes. S. 168 ff. 

8 B/4, V. 


